
VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan "GE Kaserne Nord", Stadt Bad Kissingen, wird 

als qualifizierter Bebauungsplan im Regelverfahren aufgestellt.  
 
2. Die Stadt Bad Kissingen hat in der Sitzung vom 29.10.2025 die Aufstellung des Bebauungsplanes mit 

integriertem Grünordnungsplan "GE Kaserne Nord", Stadt Bad Kissingen, beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurden am ………….2025 ortsüblich bekannt gemacht.  

3. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung 
vom 23.09.2026 hat in der Zeit vom …………2026 bis einschließlich ………….2026 stattgefunden. 

4. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung 
vom 23.09.2026 hat mit Schreiben vom …………..2026 bis einschließlich ………..2026 stattgefunden. 

5. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom 
……………. wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
mit Schreiben vom ..................... bis einschließlich ................... beteiligt. 

 
6. Mit dem Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom …….. 

fand gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ................... bis einschließlich .................... die 
Beteiligung der Öffentlichkeit statt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit des Bebauungsplanes mit 
integriertem Grünordnungsplan wurde am ………………. ortsüblich bekannt gemacht. Im 
Auslegezeitraum wurden zudem alle mit dem Bebauungsplan-Verfahren zusammenhängenden 
Unterlagen in das Internet eingestellt. 

 
7. Die Stadt Bad Kissingen hat mit Beschluss des Stadtrates vom ................... den Bebauungsplan mit 

integriertem Grünordnungsplan "GE Kaserne Nord", Stadt Bad Kissingen, gem. § 10 Abs. 1 BauGB in 
der Fassung vom ................... als Satzung beschlossen. 

 
 Bad Kissingen, den ........................... 
  (Siegel) 
 
 ......................................................................................................... 
 Oberbürgermeister Dr. Dirk Vogel 
 
 

A. Gesetzliche Grundlagen 
 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert 
worden ist 

 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist 

 

 Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. 
S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) 
geändert worden ist 

 

 Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 
797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 28. Juli 2026 (GVBl. S. 
374) geändert worden ist 

 

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 22.Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert worden ist 

 

 Bayerische Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), 
das zuletzt durch § 15 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden ist 

 

 Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist 

 

 1. Art der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 
 

1.1 Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO) 
 

Die Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben. Zulässig sind: 
- Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus 

solarer Strahlungsenergie und öffentliche Betriebe 
- Geschäfts- , Büro- und Verwaltungsgebäude. 
 

  Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind, 

- Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,  
- Lagerhäuser und Lagerplätze, 
- Anlagen für sportliche Zwecke 
 

  Nicht zugelassen sind: 
- Ferienwohnungen 
 

  Es wird die Ansiedlung von zentrenrelevantem Einzelhandel mit folgenden Sortimenten 
ausgeschlossen: 
- Zentrenrelevante Sortimente: 
- hiervon nahversorgungsrelevant: 
  Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke, Tee, Tabakwaren, Reformwaren), 
  Backwaren ab 100 m² Verkaufsfläche, 
  Fleischwaren, 
  Drogeriewaren (Wachs- und Putzmittel), 
  Parfümerie- und Kosmetikartikel). 
 

- Sonstige zentrenrelevante Sortimente: 
  (Schnitt-) Blumen 
  Papier, Bürobedarf, Schreibwaren 
  Zeitungen, Zeitschriften 
  Bücher 
  Bekleidung und Wäsche 
  Handarbeitsbedarf und Kurzwaren, Meterware, Stoffe, Wolle 
  Schuhe 
  Lederwaren, Taschen, Koffer, Regenschirme 
  Geschenkartikel 
  Glas, Porzellan, Keramik 
  Haushaltswaren, Bestecke 
  Spielwaren 
  Hobby- und Bastelbedarf 
  Kunstgewerbe/Bilder und Rahmen 
  Musikinstrumente und Zubehör 
  Sportartikel und -geräte 
  Briefmarken, Münzen 
  Sportpokale, Sportpreise 
  Sportbekleidung und -schuhe 
  Bild- und Tonträger 
  Telekommunikation und Zubehör 
  Fotoartikel 
  Medizinische und orthopädische Artikel 
  Pharmazeutische Artikel 
  Uhren/Schmuck 

 

 6. Grünflächen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 
 6.1 Öffentliche Grünflächen  

Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung "naturnahe Freiflächen" 
stellen naturnahe Lebensräume dar. Sie sind in ihrer Gestalt zu erhalten und gemäß Pflege- und 
Entwicklungsplan vom 23.09.2026 (Anlage 3 zur Begründung des Bebauungsplanes) zu pflegen.  

 
 6.2  Private Grünflächen   

Die festgesetzten privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung "naturnahe Freiflächen" sind 
als naturnahe Lebensräume zu erhalten bzw. zu entwickeln. Vorhandene Gehölzstrukturen sind 
zu erhalten. Gehölzfreie Bereiche sind als naturnahe Säume zu pflegen. 
Innerhalb der im Plan zeichnerisch festgesetzten Teile der privaten Grünflächen ist es zulässig, 
entlang der Baugrenzen während der Bauzeit zur Errichtung von Gebäuden Böschungen von 
Baugruben anzulegen. Diese Bereiche weisen eine Breite von max. 3,0 m Breite auf. Zu den 
festgesetzten Flächen zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern ist mindestens 1,0 m Abstand zu 
halten. Nach Abschluss der Baumaßnahmen ist das ursprüngliche Gelände wiederherzustellen. 
Innerhalb der Flächen zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern sind keine Bodenveränderung 
zulässig. 
Die Errichtung von Stellplätzen, Garagen oder Nebenanlagen ist innerhalb der privaten 
Grünflächen nicht zulässig. 
Die an die Bauflächen angrenzenden Ränder der privaten Grünflächen sind mit Einfriedungen zu 
versehen (siehe hierzu auch Pkt. C 2). 

 
 
 7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft 
  (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 und Abs. 6 BauGB) 
 
 7.1 Maßnahmen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich  

Die im Plan festgesetzten und mit den Ziffern A 1 und A 2 gekennzeichneten Flächen dienen dem 
naturschutzrechtlichen Ausgleich. Sie sind als naturnahe Offenlandlebensräume mit spezifischen 
Habitatfunktionen zu entwickeln und dauerhaft zu pflegen (siehe hierzu auch die Hinweise unter 
Punkt E 9, die Darstellung im Pflege- und Entwicklungsplan vom 23.09.2026 - Anlage 3 zur 
Begründung des Bebauungsplanes-  sowie Kapitel 6 und 7 des Umweltberichtes).  
 
Die Fläche A 1 ist nicht zum naturschutzrechtlichen Ausgleich der innerhalb des Geltungsbereichs 
entstehenden Flächen erforderlich. Sie kann im Rahmen des Ökokontos der Stadt Bad Kissingen 
dem Ausgleich von Eingriffen, die an anderen Stellen entstehen, zugeordnet werden.  
Die Fläche A 2 wird den Eingriffen zugeordnet, die innerhalb des Geltungsbereichs entstehen.  
 

 7.2 Maßnahmen zur Sicherung der durchgehenden ökologischen Funktion 

Die in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung vom 23.09.2026 (Anlage 4 zur Begründung 
des Bebauungsplanes) festgelegten Maßnahmen zur Vermeidung sowie die Maßnahmen zur 
Sicherung der durchgehenden ökologischen Funktion (CEF-Maßnahmen) sind auf den im Plan 
festgesetzten Flächen mit den Ziffern 1 – 5 entsprechend der dort getroffenen Zeitangaben 
rechtzeitig im Vorfeld der Baumaßnahmen umzusetzen und dauerhaft zu sichern; ihre 
Wirksamkeit ist sicherzustellen.  
Die Flächen sind zur Schaffung von Lebensraum insbesondere für die nachfolgend genannten 
Arten zu gestalten: 

CEF 1: Haselmaus, Zauneidechse 

CEF 2: bodenbrütende Wiesen- und Ackervögel darunter Feldlerche, Rebhuhn und Wachtel 

CEF 3: Heuschrecken darunter die Italienische Schönschrecke, Zauneidechse 

CEF 4: Haselmaus 

CEF 5: Zauneidechse 
 

 

B. Festsetzungen durch Planzeichen und Text 
 
 

 7.3 Weitere Nutzungsregelungen zum Artenschutz  

Für die Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote ist insbesondere der Zeitplan von 
Baumaßnahmen an die Ansprüche der betroffenen Arten anzupassen. Die in der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung vom 23.09.2026 (Anlage 4 zur Begründung des 
Bebauungsplanes) enthaltenen Auflagen sind zu beachten.  
 
Ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko von Vögeln an Glasbauteilen ist zu vermeiden. Bauliche 
Maßnahmen zur Reduktion des Kollisionsrisikos von Vögeln an Glasscheiben und spiegelnden 
Materialien sind in geeigneter Weise umzusetzen. 
 
Beleuchtungsanlagen sind auf den jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken und nach den 
folgenden Maßgaben möglichst insektenschonend zu errichten und zu betreiben: Als Leuchtmittel 
sind ausschließlich solche mit einer warm-weißen Farbtemperatur (≤ 3000 Kelvin) zulässig. Es 
sind ausschließlich voll abgeschlossenen Lampengehäuse zu verwenden. Streulicht ist zu 
vermeiden. Zu diesem Zweck sind Leuchten nach oben abzuschirmen und blendfrei nach unten 
auszurichten. Zusätzlich ist die Leuchtpunkthöhe so niedrig wie möglich zu wählen. 
Beleuchtungsdauer und Intensität sind zu minimieren, soweit dies die Anforderungen an die 
Sicherheit Verkehrs ermöglichen.  
 
 

 8. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

 8.1 Flächen zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern  

Auf den im Planteil festgesetzten Flächen sind die dort bestehenden naturnah ausgeprägten 
Gehölzstrukturen dauerhaft zu erhalten und so zu pflegen, dass ihre Bedeutung für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild sowie die Eigenschaft als Lebensraum insbesondere für 
Brutvögel dauerhaft nicht gemindert werden. Die Pflege obliegt dem jeweiligen Eigentümer.  
 

 8.2 Zum Erhalt festgesetzter Baum  

Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen 
 

 8.3 Zur Pflanzung festgesetzter Baum  

Die Standorte der zur Pflanzung festgesetzten Bäume dürfen parallel zur Fahrbahn in der Lage 
verändert werden, soweit dies für Grundstückszufahrten, Verkehrsflächen inkl. Bushaltestellen 
und Carsharing-Parkplätze oder die Führung von Leitungen erforderlich ist; die Anzahl der Bäume 
ist entsprechend der Festsetzung im Plan beizubehalten. Zu verwenden sind standortheimische 
und klimaangepasste, großkronige Laubbaum – Hochstämme, Mindest-Stammumfang 20 – 25 
cm.  
 
 

 11. Sonstige Planzeichen 
 
 11.1 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 
  (§9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB) 
 

 11.2.1 Leitungsrecht zugunsten der bestehenden Regenwasserleitung. Aufgrund einer ausreichenden 
Kanaltiefe ist eine Bebauung inkl. Unterkellerung oder Tiefgarage möglich und damit zulässig. 
 

 11.2 Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB) 
 

 11.2.1 Schutzabstände zum Blockheizkraftwerk (vgl. D.1 und B 1.1) 
 
 11.2.2. Schutzzaun BHKW 
 

  Errichtung eines gasdichten Schutzzaunes von mindestens 2 m Höhe im Bereich des 
Blockheizkraftwerkes, mechanisch stabil und mit splitterfreiem Material (z.B. Trapezblech).  

  Verwiesen wird auf § 3 Abs. 5c BImSchG und die Stellungnahme bezüglich angemessener 
Sicherheitsabstände zwischen dem Betriebsbereich des BHKW mit Flüssiggaslager der 
Stadtwerke Bad Kissingen GmbH zum geplanten Projekt Bad Kaserne Nord vom 29.06.2021. 

 
 11.2.3 Gewerbelärm 
 

  Für das "GE Kaserne Nord" wurde eine Geräuschkontingentierung gemäß DIN 45691 für 
insgesamt 6 Teilflächen durchgeführt (unter Berücksichtigung der Vorbelastung mittels um 6 
dB(A) reduzierter Immissionskontingente). Die festgesetzten Teilflächen TF1, TF2, TF3, TF4, 
TF5.1 und TF5.2 sind dem Planeinschnitt zu entnehmen. Die Berechnungen ergaben, dass 
innerhalb des Geltungsbereiches nur Betriebe und Anlagen zulässig sind, deren Geräusche die in 
nachfolgender Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK,i nach DIN 45691 weder tags (6 
bis 22 Uhr) noch nachts (22 bis 6 Uhr) überschreiten: 

 

8. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan "GE Kaserne Nord", 
Stadt Bad Kissingen, wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungs- und Grünordnungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan "GE Kaserne Nord", Stadt Bad Kissingen, mit 
Begründung und Umweltbericht wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rathaus der 
Stadt Bad Kissingen zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über den Inhalt Auskunft gegeben. 
Auf die Rechtsfolge des § 44 Abs. 3 BauGB sowie der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen. 

 
 Bad Kissingen, den ........................... 
  (Siegel) 
 
 ......................................................................................................... 
 Oberbürgermeister Dr. Dirk Vogel 
 

  Die Höhenlage der geplanten Gebäude ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch 
ein Geländeaufmaß sowie darauf basierende Schnittdarstellungen (Geländeschnitte) mit 
Darstellung des Urgeländes und des künftig geplanten Geländes nachzuweisen. 

 

  Maßgeblich für die Bemessung des natürlichen Geländes ist die Urgeländeaufnahme der Stadt 
Bad Kissingen vom 07.01.2021. 

 
 
 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 
 
 3.1 Abweichende Bauweise 
  (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
 

 3.1.1 Da es sich um ein Gewerbegebiet mit entsprechenden Nutzungsansprüchen handelt, darf die 
Gebäudelänge auch 50 m überschreiten. 

 
 3.2 Baulinie 
  (§ 23 Abs. 2 BauNVO) 
  Der Baukörper darf bis zu 7,5 m hinter die Baulinie zurücktreten. 
 
 3.3 Baugrenze 
  (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
  Unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes gelten hinsichtlich der 

Abstandsflächen die Regelungen des Art. 6 der BayBO; die durch die Baugrenzen ausgewiesene 
überbaubare Grundstücksfläche darf nur dann voll ausgenutzt werden, wenn die 
vorgeschriebenen Abstandsflächen (s. o.) eingehalten werden. 

 
 

 4. Verkehrsflächen  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
 4.1 Straßenverkehrsflächen mit Gehweg 
  Die Straßenraumgestaltung dient nur als Hinweis und kann im Rahmen der Bauausführung noch 

geändert werden. 
 
 4.2 Selbständiger Fußweg: 
 
 4.3 Straßenbegrenzungslinie  
 
 4.4 Verkehrsbegleitgrün 
  Lage und Zuschnitt der Fläche dienen als Hinweis und können im Rahmen der Bauausführung 

geändert werden. Für Grundstückszufahrten wird die Fläche unterbrochen. 
 

 

Teilfläche 
Emissionskontingent LEK,i 

tags (6 - 22 Uhr) nachts (22 - 6 Uhr) 

TF 1  60 47 

TF 2  60 45 

TF 3 58 48 

TF 4 60 45 

TF 5.1 59 42 

TF 5.2 55 40 
 

 

Richtungsvektor (k) 
Anfang Ende Zusatzkontingent LEK,zus,k  / dB 

  tags (6-22 Uhr) nachts (22-6 Uhr)

Basis 69° 260° 0 0 

A 340° 69 6 18 

B 295° 340° 1 2 

C 260° 295° 4 6 

 

  Zusätzlich erhöhen sich die Emissionskontingente LEK,i für die Teilfläche TF 5.1 gemäß DIN 
45691 für die im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektoren um folgende Zusatzkontingente 
LEK,zus,k: 

 

  Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, 
Abschnitt 5. 

 

  Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn 
der Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um 
mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze). 

 

  Bei einer Bebauung / Nutzung des Gewerbegebietes ist im Rahmen der Genehmigung ein 
expliziter schalltechnischer Nachweis zu erbringen, dass die zulässigen Emissionskontingente 
eingehalten werden. Dieser Nachweis bezieht sich gemäß TA Lärm auch auf mögliche 
Einzelereignisse (Spitzenpegelbetrachtung). 

 
 11.3 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung innerhalb des Baugebietes 
  (§ 16 Abs. 5 BauNVO) 
 
 11.4 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
  (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
 

 1. Versorgungsfläche für Fernwärme (Blockheizkraftwerk), außerhalb des Geltungsbereiches 
 
 
 2. Heilquellenschutz 
  Das Baugebiet liegt im zweiten Schutzbezirk (Schutzzone B) des mit Entschließung des 

Bayerischen Staatsministerium des Inneren vom 20.02.1922 festgesetzten quantitativen 
Heilquellenschutzgebietes der staatlich anerkannten Heilquellen von Bad Kissingen und Bad 
Bocklet. Die Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. 

 
 2.1 Abgrenzung Heilquellenschutzbezirk, Schutzzone B 
  Für Geländeauffüllungen bis zu einer Geländehöhe von 201 m ü. NHN darf nur Z 0 Material 

(LAGA) bzw. BM 0 und BG 0 Material (Ersatzbaustoffverordnung) verwendet werden. Für 
Material, das höher liegend unter befestigten Flächen eingebaut werden soll, darf der 
Zuordnungswert Z 1.1 (LAGA) bzw. BM-F0*3 und BG-F0 (Ersatzbaustoffverordnung) nicht 
überschritten werden. 

 
 
 3. Gesetzliche geschützte Biotope  
  (§ 9 Abs. 6 BauGB)  
  Die mit der Kennzeichnung Art 23 BayNatschG versehene Fläche fällt als arten- und 

strukturreiches Dauergrünland unter den Schutz des Art 23 BayNatschG. Für sie gilt der 
gesetzliche Schutz des § 30 BNatSchG.  

 

 

D. Nachrichtliche Übernahmen 
 
 

 1. Bestehende Grundstücksgrenzen 
 
 2. Flurstücksnummern 
 
 3. Bestehende bauliche Anlagen mit Hausnummer 
 
 4. Maßzahlen 
 
 5. Höhenlinien (bestehende Topographie) 
 
 6. Erklärung der Nutzungsschablone / Nutzungsstempel 

 

Art der baulichen Nutzung Zahl der Vollgeschosse 
(in den Teilflächen 2, 4 und 5.1 
gemäß Planeinschrieb Baufelder) 

Grundflächenzahl (GRZ) Geschossflächenzahl (GFZ) 

Dachneigung Bauweise 

 
 7. Bodenschutz und Altlasten 
  Verwiesen wird auf die "Untersuchungsergebnisse zur Grundwassergefährdungsabschätzung und 

Ermittlung von kontaminationsbedingten Aufwendungen bzw. Mehraufwendungen im nördlichen 
Teil der ehem. Daley-Kaserne" vom 24.04.2024 sowie das Grobkonzept zur Vorabmaßnahme 
vom 22.09.2025. Die Gutachten sind Bestandteil des Verfahrens. 

  Im Bereich der Teilflächen 2 und 4 sowie auf den Erschließungsflächen sind Entsiegelungs- und 
Aushubmaßnahmen durch einen Sachverständigen (Bodenschutz) zu begleiten und zu 
dokumentieren. 

  Im Plangebiet können sich weiter Altlasten bzw. schädliche Bodenveränderungen befinden. 
Sollten Auffälligkeiten festgestellt werden, die auf Altlasten bzw. schädliche Bodenveränderungen 
hinweisen oder Schadstoffherde/Hotspots angetroffen werden, ist das Wasserwirtschaftsamt Bad 
Kissingen zu informieren und das weitere Verfahren abzustimmen. 

  In Baugenehmigungsverfahren soll das Sachgebiet Wasserrecht des Landratsamtes Bad 
Kissingen beteiligt werden. 

 
 8. Niederschlagswasser von versiegelten Flächen darf nicht oberflächig auf Verkehrsflächen oder 

angrenzende Nachbargrundstücke abgeleitet werden. 
 

  Für die anfallende Dachentwässerung sollen auf den Grundstücken Möglichkeiten zum Rückhalt 
geschaffen werden. 

 

  Es wird die Einrichtung von Zisternen mit einem Nennvolumen (Nutzvolumen) von mindestens 
5 m³ empfohlen. Gleichzeitig wird empfohlen, das Niederschlagswasser zur späteren Nutzung als 
Gieß- oder Brauchwasser zu nutzen. 

 

  Hinsichtlich der Niederschlagswasserbeseitigung sind das DWA-Merkblatt M 153 
(Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser), das Arbeitsblatt DWA-A 102 Teil 2 für 
die stoffliche Emissionsbetrachtung (Nachweis der Mindestanforderungen) und das Arbeitsblatt 
DWA-A 117 (Bemessung von Regenrückhalterräumen Versickerung von Niederschlagswasser) 
zu beachten. 

 

 10. Schutz von Versorgungsleitungen 
  Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind zur Betriebssicherheit und 

Reparaturmöglichkeit von Bepflanzung freizuhalten. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen 
aus Gründen des Baumschutzes bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt 
werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit dem Leitungsbetreiber 
geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. Die Hinweise im "Merkblatt über Baumstandorte 
und elektrische Versorgungsleitungen und Entsorgungsleitungen", herausgegeben von der 
Forschungsanstalt für Straßenbau und Verkehrswesen, bzw. die DVGW-Richtlinie GW125 sind zu 
beachten.  

 

 

E. Hinweise 
 
 

 9. Grünordnung  
 

 9.1 Zur Pflanzung vorgesehener Baum 
Innerhalb der festgesetzten Flächen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich und für Maßnahmen 
zur Sicherung der durchgehenden ökologischen Funktion ist die Pflanzung von Wild-Obstbäumen 
vorgesehen. Die Baumartenwahl hat entsprechend des Pflege- und Entwicklungsplanes vom 
23.09.2026 (Anlage 3 zur Begründung des Bebauungsplanes) zu erfolgen. 
 

 9.2 Zur Pflanzung vorgesehene Gehölzfläche 
Innerhalb der festgesetzten Flächen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich und für Maßnahmen 
zur Sicherung der durchgehenden ökologischen Funktion ist die Pflanzung von Hecken 
vorgesehen. Die Wahl der Gehölzarten hat entsprechend des Pflege- und Entwicklungsplanes 
vom 23.09.2026 (Anlage 3 zur Begründung des Bebauungsplanes) zu erfolgen. 
 

 9.3 Private Grünflächen 
  Die Pflege der privaten Grünflächen soll den Erhalt der Biotoptypen gewährleisten. Für die 

Saumbereiche wird eine Mahd im Turnus 1 x jährlich bis zu 1 x innerhalb von 3 Jahren 
empfohlen, mit Abfuhr des Mähgutes und Rückschnitt an relevanten Stellen. Weitere Hinweise 
dazu enthält der Pflege- und Entwicklungsplanes vom 23.09.2026 (Anlage 3 zur Begründung des 
Bebauungsplanes). 
 

 9.4 Zur Anlage vorgesehener xerothermer Lebensraum 
Innerhalb der festgesetzten Flächen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich und für Maßnahmen 
zur Sicherung der durchgehenden ökologischen Funktion ist die Anlage von xerothermen, d.h. 
trockenen und nährstoffarmen Standorten vorgesehen. Die Ausgestaltung hat entsprechend des 
Pflege- und Entwicklungsplanes vom 23.09.2026 (Anlage 3 zur Begründung des 
Bebauungsplanes) zu erfolgen. 
 

 9.5 Im Baugenehmigungsverfahren ist die vorgesehene Freiflächengestaltung anhand von 
Freiflächengestaltungsplänen nachzuweisen. Darin ist Auskunft zu geben über 
- den Vegetationsbestand vor Baubeginn 
- die Arten der Flächenbefestigungen (auch Stellplätze, Einfahrten, Lagerflächen etc.) 
- die Zaunführungen. 

 
 9.6 Spiel- und Erholungsflächen, Nutzgärten 
  Vor der Planung von Spiel- oder Erholungsflächen oder Nutzgärten ist eine Stellungnahme des 

Landratsamts Bad Kissingen einzuholen, ob der Wirkungspfad Boden-Mensch nach den 
Vorschriften der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu untersuchen ist.  

 

 11. Denkmalpflege 
 

  Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 
BayDSchG. 

 
 12. Immissionen durch die Landwirtschaft 
 Durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen kann es auch bei ordnungsgemäßer 

Bewirtschaftung zu Emissionen (Geruch, Staub, Lärm) kommen. Diese Belästigungen sind in der 
Regel hinzunehmen. 

 
 13 Klimaanpassung 
  Zur Minderung nachteiliger klimatischer Wirkungen der Versiegelung werden die Gestaltung der 

Gebäudefassaden in hellen Farbtönen sowie die Verwendung von hellen Baumaterialen für 
Zuwegungen und Stellplätze empfohlen, da helle Oberflächen die einfallende Sonnenstrahlung 
stärker reflektieren und damit weniger Strahlung adsorbiert und gespeichert wird. 

 
 14. Arbeitsschutz bei Kampfmittelfunden 
  Als Beitrag für den Arbeitsschutz und die Arbeitssicherheit wird für die Mitarbeiter der Baufirma/en 

grundsätzlich die Durchführung einer Sicherheitsbelehrung zu allgemeinen Verhaltens- und 
Sicherheitsregeln beim möglichen Auffinden von Munition oder "munitionsähnlichen" 
(unbekannten) Gegenständen empfohlen. 

 
 
 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten innerhalb des Geltungsbereiches die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes "Ehemalige Kaserne" außer Kraft. 

 

 1.2 Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sind nur innerhalb der vorgegebenen 
Baugrenzen zulässig, nicht in den privaten Grünflächen. 

 
 
 2. Maß der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 
 
 2.1 Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze 
 
 2.1.1 Maximal drei Vollgeschosse zulässig: III. 
 
 2.1.2 Maximal vier Vollgeschosse zulässig: IV. 
 
 2.1.3 Maximal fünf Vollgeschosse zulässig: V. 
 
 2.2 Grundflächenzahl GRZ 
  (§§ 16, 17 und 19 BauNVO) 
  Die festgelegte GRZ von 0,8 darf bis zu einem Wert von 1,0 überschritten werden, wenn diese 

Überschreitung durch Gebäudeteile bedingt ist, die vollständig extensiv begrünt werden. 
  Verwiesen wird zudem auf die Punkte C 1.2 und C 1.3 bzgl. Dachbegrünung und Punkt C 4 bzgl. 

der Begrünung der nicht mit Gebäuden oder baulichen Anlagen überbauten Flächen der 
Baugrundstücke. 

 
 2.3 Geschossflächenzahl GFZ 
  (§§ 16, 17 und 20 BauNVO) 
  Die je Teilfläche festgelegte GFZ darf mit Verweis auf Pkt. B 2.2 (zulässige Überschreitung der 

GRZ) überschritten werden, wenn diese Überschreitung durch Gebäudeteile bedingt ist, die 
vollständig extensiv begrünt werden. 

  Verwiesen wird zudem auf Punkt C 1.2 bzgl. Dachbegrünung und Punkt C 4 bzgl. der Begrünung 
der nicht mit Gebäuden oder baulichen Anlagen überbauten Flächen der Baugrundstücke. 

 
2.4 Höhenfestsetzung 

 

  Die maximale Gebäudehöhe wird wie folgt festgelegt: 

  Bereich max. III Geschosse: maximale Gebäudehöhe 12,00 m 
  Bereich max. IV Geschosse: maximale Gebäudehöhe 16,00 m 
  Bereich max. V Geschosse: maximale Gebäudehöhe 20,00 m 
 

  Die Höhen der Gebäude in den Teilflächen 5.1 und 5.2 sind jeweils separat zu bemessen. 
 

  Gemessen wird jeweils von der Erdgeschossfußbodenoberkante bis zur maximalen 
Gebäudehöhe. 

  Bei Gebäuden mit Flachdächern bzw. flachgeneigten Dächern bis 3° ist die maximale 
Gebäudehöhe die Wandhöhe am höchsten Punkt des Gebäudes. 

  Bei Gebäuden mit anderen Dachformen (mehr als 3° Dachneigung) ist die maximale 
Gebäudehöhe die Firsthöhe. 

 

 Die Zahl der Vollgeschosse darf größer sein, wenn die maximale Gebäudehöhe nicht 
überschritten wird. 

  Die maximale Gebäudehöhe gilt auch, wenn die Zahl der zulässigen Vollgeschosse je Bereich 
unterschritten wird. 

 

 Überschreitungen durch untergeordnete oder betriebsnotwendige Bauteile (haustechnische 
Anlagen, Schornsteine, Siloaufsätze, Aufzugtürme, Antennen, Lichtkuppeln, Photovoltaikanlagen, 
Sonnenkollektoren, etc.) sind um bis zu 1,2 m zugelassen. Solche die zulässige Gebäudehöhe 
überschreitende Bauteile müssen allseitig um mindestens 1,5 m von der Außenwand eingerückt 
werden. 

 

Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens (EFOK) darf maximal 30 cm über dem 
Niveau des natürlichen Geländes im grundflächenbezogenen geometrischen Schwerpunkt des 
Gebäudes je Teilfläche (TF 1 bis 5.2) liegen. 
 

 9. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB) 
 
 9.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserrückhaltung 
  Regenwasserrückhaltebecken 

Die Regenrückhaltebecken sind nach Möglichkeit naturnah zu entwickeln und mit Böschungen in 
einer geeigneten Steigung anzulegen, um eine Bewirtschaftung bzw. Freihaltung von Bewuchs zu 
gewährleisten.  

 
 
 10. Flächen für die Landwirtschaft und Wald 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 und Abs. 6 BauGB) 
 
 10.1 Flächen für die Landwirtschaft  
 
 

 1. Gebäude 
 
 1.1 Dachform 
  Alle Dachformen zulässig unter Berücksichtigung der einzuhaltenden Gebäudehöhen. 
 
 1.2 Dachneigung 
  Dachflächen, auf denen eine extensive Dachbegrünung gefordert ist (siehe Festsetzungen B 2.2 

und B 2.3), sind als Flachdach oder flach geneigtes Dach mit max. 10° Neigung auszubilden. 
 

  Für die übrigen Dachflächen gilt:  
  Dachneigungen bis 48° zulässig unter Berücksichtigung der einzuhaltenden Gebäudehöhen. 
 
 1.3 Dacheindeckung und Dachaufbauten 
  Die Dacheindeckung ist in gedämpften Farbtönen auszuführen. 

Bei einer Überschreitung der GRZ von 0,8 auf bis zu 1,0 (siehe B 2.2) sind Dachflächen in der 
Größenordnung der Überschreitung zwingend mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen. 

 
 

 

C. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. der 
BayBO) und Gestaltungsfestsetzungen 

 
 

 2. Einfriedungen 
  Die Höhe von Einfriedungen einschließlich Sockel wird auf max. 2,00 m begrenzt. Dies gilt nicht 

für Sträucher und Hecken bzw. generell für naturnahe Gehölzstrukturen in den Flächen zum 
Erhalt von Bäumen und Sträuchern. 

  Die an die Bauflächen angrenzenden Ränder der privaten Grünflächen sind mit Einfriedungen zu 
versehen. Als Einfriedungen sind Maschendrahtzäune, Stabgitterzäune mit einer Höhe von mind. 
1,20 m und max. 2,00 m zu verwenden. 
Der Schutzzaun des BHKW ist auf der Außenseite zu begrünen. 

 
 
 3. Werbeanlagen 
  Werbeanlagen dürfen die Gebäudeoberkante bei Flachdächern bzw. die Traufhöhe bei geneigten 

Dächern nicht überschreiten. 
  Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, isoliert zu Werbezwecken errichtete 

oder aufgestellte Anlagen oder Werbeträger (auch Fahrzeuge, Anhänger etc.), Lichtwerbung 
sowie Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufenden Licht sind unzulässig. 

  Leuchtwerbung, die zur Außengrenze des Plangebiets ausgerichtet ist, ist unzulässig. Werbung 
muss so gestaltet sein, dass eine längere Blickabwendung des Fahrzeugführers nach aller 
Erfahrung nicht erforderlich ist; das bedeutet insbesondere: 

  - blendfrei 
  - nicht beweglich 
  Die amtliche Beschilderung darf nicht beeinträchtigt werden. 
 
 
 4. Verbot von Bodenversiegelung 
  Die nicht mit Gebäuden oder baulichen Anlagen überbauten Flächen der Baugrundstücke sind 

1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und  
2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 
soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen 
entgegenstehen. 

  Der Mindestanteil der dauerhaft wasseraufnahmefähigen Flächen beträgt auf allen 
Baugrundstücken 20% der überbaubaren Fläche. Gebäudeteile mit extensiver Dachbegrünung 
dürfen auf die dauerhaft wasseraufnahmefähigen Fläche in vollem Umfang angerechnet werden 
(vgl. Festsetzungen B 2.2, B 2.3 und C 1.3 (vgl. auch BayBO Art. 7 Abs. 1). 

 

 4.5 Ausrundungsradius 
 
 4.6 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
  Landwirtschaftlicher Weg 
 
 4.7 Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an Verkehrsflächen  
 

  Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 
 

 
 5. Hauptversorgungsanlagen und Hauptabwasserleitungen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 
 
 5.1 Abwasserleitung bestehend (Schmutzwasser - S sowie Regenwasser - R) 
 
 5.2 Abwasserleitung geplant (Schmutzwasser - S sowie Regenwasser - R) 
 
 

- Wenn Verkaufsstätten in Verbindung mit Gewerbebetrieben errichtet werden, so sind diese 
zulässig, auch wenn sie nach obigen Festsetzungen unzulässige wären, wenn sie folgende 
Kriterien erfüllen: 

  Die Verkaufsfläche ist dem Hauptbetrieb räumlich zugeordnet und in betrieblichem 
  Zusammenhang errichtet 
  Verkaufsfläche und Umsatz sind dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet 
  Die Grenze der Großflächigkeit wird nicht überschritten 

 


